
scheid und Volksbegehren und der präsidialen Be-
fugnis zur Ernennung und Entlassung des Reichs-
kanzlers9). Entsprechend hatten die Väter des
Grundgesetzes den plebiszitären Komplex fast zur
Gänze aus der Verfassung eliminiert. Da sich in
den strikt parlamentarisch verfaßten Bundeslän-
dern das Problem eines starken, plebiszitär ge-
stützten Präsidentenamtes nicht stellte, konnten
trotz der „Weimarer Erfahrungen“ direkt-demo-
kratische Mitwirkungsrechte in die meisten Län-
derverfassungen aufgenommen werden. Es spricht
aber nichts dagegen, von den „Weimarer Erfah-
rungen“ abzusehen und nüchtern die Bedingungen
und Möglichkeiten der Aufnahme des Referen-
dums in das fest etablierte repräsentative Verfas-
sungssystem der Bundesrepublik Deutschland zu
diskutieren.

12) Vgl. M. Müller, Repräsentativerhebung: Einführung ple-
biszitärer Elemente in die Verfassungsordnung der Bundes-
republik?, in: Zeitschrift für Parlamentsfragen, 5 (1974) 2,
S. 143-148.
13) Vgl. Allensbacher Jahrbuch für Demoskopie 1978-1983,
Bd. VIII, München 1983, S. 218.
14) M. Abelein, Plebiszitäre Elemente in den Verfassungen
der Bundesländer, in: Zeitschrift für Parlamentsfragen, 2
(1971) 2, S. 199.

Das entscheidende Moment in der „Weimarer Er-
fahrung“ liegt für Fraenkel in der grundlegenden
Erkenntnis der geschichtlichen Ambivalenz des
plebiszitär ausgerichteten radikaldemokratischen
Denkens im allgemeinen und des Instituts des Ple-
biszits im besonderen. „In ihrer Geburtsstunde
hatte sich die Weimarer Republik zu einem plebis-
zitären Typ der Demokratie bekannt; in ihrer
Todesstunde erhielt sie die Quittung“10 ): die ple-
biszitär-autoritäre Verfassung schlug in die natio-
nalsozialistische Führerdiktatur um. Ungeachtet
deutscher Besonderheiten bestätigte sich in dieser
Erfahrung das problematische, im ideenpolitischen
Spannungsfeld der Französischen Revolution be-
reits wirksame Doppelgesicht der anti-repräsen-
tativen Idee einer unmittelbaren, allein durch die
Interpretation des wahren Volkswillens gesteuer-
ten Volksherrschaft. Hieraus entwickelte sich hi-
storisch zum einen die Konzeption einer durch die
Diktatur der Interpreten des wahren Gemeinwohls
geschichtsnotwendig zu verwirklichenden, qualita-
tiv neuen Sozialordnung jenseits aller mensch-
lichen Fehlbarkeit, wie sie in der jakobinischen
Episode erstmals in Erscheinung trat und seither in
den Ideen und Praktiken der totalitären Demokra-
tie fortwirkte. Zum anderen aber leitete der Cäsa-
rismus Napoleons I. und seines Neffen Napo-
leon III. die Reihe sich plebiszitär auf den Volks-
willen berufender Diktatoren der sogenannten
„neopräsidentialen" Regime ein11).

In beiden Fällen wird das Sach- wie das Personal-
plebiszit auf verschiedene Weise dazu benützt,
einer nicht-konstitutionellen, wohl aber im exi-
stentiellen Sinn repräsentativen Herrschaftsgewalt

9) Vgl. E. Fraenkel (Anm. 2), S. 145-147.
10) Ebd. S. 146f.
11) Vgl. K. Löwenstein, Verfassungslehre, Tübingen 1959,
S. 58-68.

die von der Fundamentaldemokratisierung der
modernen Gesellschaft her gebotene demokrati-
sche Legitimation zu verleihen. Diese knappe Pro-
blemskizze stellt keine Analyse totalitärer und
autoritärer Regime dar; sie soll nur den geschicht-
lichen Erfahrungshintergrund ausleuchten, vor
dem bis zur Mitte des 20. Jahrhunderts das euro-
päische Gespräch über plebiszitäre Institutionen
und Verfahren stattfand.
Der Ausgangspunkt von Fraenkels Überlegungen,
die gespaltene politische Kultur der Deutschen, in
der die vulgärdemokratische Verfassungsideologie
fortdauert, ist in der politikwissenschaftlichen For-
schung niemals mit einer Interpretation der durch
unsystematisch erhobene demoskopische Befunde
bestätigten „Virulenz direktdemokratischer Vor-
stellungen in der Bundesrepublik“ verknüpft wor-
den. So ergab 1973 eine INFAS-Repräsentativer-
hebung (mit einer problematischen Fragestellung),
daß 63 Prozent der Bevölkerung in „wichtigen
politischen Fragen“ in einer Volksabstimmung
selbst entscheiden wollen12). Eine Allensbacher
Erhebung vom November 1978 wies aus, daß 56
Prozent der Befragten eine plebiszitäre Sachent-
scheidung über wichtige Fragen zu den notwendi-
gen Voraussetzungen für eine Demokratie rechne-
ten13). Mangels einer hinreichenden Datenbasis
und einschlägiger Untersuchungen ist der Stellen-
wert dieser Befunde schwer einzuschätzen. Welche
Vorstellungen und Haltungen sich auch immer in
diesen Antworten mischen, sie erklären die Mobi-
lisierung der Bevölkerung für die nur gelegentlich
auf Länderebene eingeleiteten Volksbegehren und
Volksentscheide. Andererseits haben sie aber auch
nicht zur Herausbildung regionaler Referendums-
demokratien geführt. So konnte Abelein noch
1971 zum Abschluß einer Betrachtung der plebiszi-
tären Elemente in den bundesrepublikanischen
Landesverfassungen feststellen, daß „nach den bis-
herigen Erfahrungen die plebiszitäre Mitwirkung
des Volkes trotz zahlreicher theoretischer Mög-
lichkeiten keine große Rolle spielt. Wenn schon
die bestehenden Möglichkeiten vom Volk nicht
ausgeschöpft werden, kann auch den heute viel-
fach erhobenen, viel weitergehenden Forderungen
nach ,direkter Demokratie4 und „imperativem
Mandat4 keine große Chance der Realisierung ein-
geräumt werden.“14 )



dere seine Bürgerrolle in ihn unmittelbar betref-
fenden Angelegenheiten plastisch zu erfahren
vermag.

Die symbolische Rolle kräftigt die diffuse Loyalität
dem Regime gegenüber, aber sie setzt immer
schon eine historisch gewachsene und im gesell-
schaftlichen Bewußtsein tief verankerte Bürger-
kultur voraus.

3. Politische Kultur direkt-demokratischer
Systeme

Eingangs ihrer Untersuchung fragen sich Butler
und Ranney, warum Referenden vor allem in der
Schweiz und in den Einzelstaaten der USA prakti-
ziert werden. „Die wahrscheinlichste Erklärung
ist, daß nur in diesen Politien aufgrund der bürger-
schaftlichen Urversammlungen eine Präreferen-
dumserfahrung von direkter Demokratie seit lan-
gem besteht.“46 ) Erst in Folge des Bevölkerungs-
wachstums im 19. und 20. Jahrhundert hätten sich
Landsgemeinde und town meeting als nicht mehr
praktikabel erwiesen, so daß das Referendum als
Adaption der Prinzipien der direkten Demokratie
an diese neuen Bedingungen großer Bevölkerungs-
zahlen entstanden sei. Diese im wesentlichen fal-
sche Aussage kann an dieser Stelle leider nicht
durch eine ausführliche Erörterung der außeror-
dentlich komplizierten Entstehungsgeschichte der
Referendumsdemokratie auf beiden Kontinenten
korrigiert werden. Da die von Butler und Ranney
eingeführte erklärende Variable der historischen
Tiefendimension der politischen Kultur bisher un-
widersprochen blieb, bietet es sich jedoch an, auf
jene gesellschafts- und geistesgeschichtlichen Kon-
stitutionsmerkmale des für die politische Kultur
determinierenden gesellschaftlichen Selbstver-
ständnisses zu rekurrieren, denen das gemischt
plebiszitär-repräsentativdemokratische System in
der Schweiz und in den USA seine Entstehung
verdankt.

Es handelt sich hierbei keineswegs um parallel
verlaufende Entwicklungsgeschichten, so daß nur
in begrenztem Maße analoge ideen- und gesell-
schaftspolitische Konstellationen aufgezeigt wer-
den können. Eine geschichtliche Verknüpfung
stellt zum einen der Einfluß der amerikanischen
Bundesverfassung auf die schweizerische Verfas-
sungsdiskussion im Vormärz dar47 ), zum andern

die Rezeption der in der Schweiz erproben direkt-
demokratischen Instrumente von Volksabstim-
mung und Volksbegehren durch die amerikani-
schen Reformer Ende des 19. Jahrhunderts48 ).
Doch solche transatlantischen Bezüge erklären
nicht die Binnengeschichte der politischen Kultu-
ren. Wirkten auch die Traditionen der vormoder-
nen christlich-kommunitären Formen der Verge-
meinschaftung im Prozeß der Entstehung dieser
Verfassungsstaaten fort, so waren sie doch weder
Ausgangspunkt der modernen verfassungsstaatli-
chen Entwicklung noch Kristallisationspunkt der
im republikanischen Prinzip der Selbstregierung
einer selbstverantwortlichen Bürgerschaft begrün-
deten Legitimität der Verfassung selbst.

Der entscheidende Punkt scheint zu sein, daß die
„vormodernen“ Gemeinschaftsideen und -erfah-
rungen in den Formierungsprozeß des modernen
Verfassungsstaates eingingen und dem im Reprä-
sentativsystem angelegten Spannungsverhältnis
des oligarchischen und des demokratischen Fak-
tors sein jeweils eigentümliches Gepräge gaben.
Wie die Bundesverfassung waren die amerikani-
schen Einzelstaatsverfassungen repräsentative De-
mokratien, enthielten aber gewisse plebiszitäre
Traditionselemente. Der Ausgangspunkt für den
Durchbruch des plebiszitären Elements im
19. Jahrhundert war jedoch der zunehmende Ge-
brauch der bereits in einigen frührevolutionären
Verfassungen vorgesehenen Volksabstimmung für
Total- und Partialrevisionen der Verfassung in
einer wachsenden Zahl von Staaten. In der politi-
schen Instrumentalisierung des Instituts der Ver-
fassungsgebung durch das Volk verschwamm die
Differenz zwischen dem Volk als Verfassungsge-
ber und dem Volk als Gesetzgeber in zahlreichen
Staaten. So konnte die plebiszitäre Praxis von den
Reformern der Progressivistischen Bewegung am
Ende des 19. Jahrhunderts mit dem Ziel der Be-
kämpfung der im Sinne des republikanischen Prin-
zips der Selbstregierung „illegitimen“ Machtkon-
zentration von Parteimaschinen und Wirtschafts-
mächten in South Dakota (1898), in Utah (1900),
in Kalifornien (1902) und in weiteren neun Staaten
verfassungsmäßig institutionalisiert werden49 ).

Analog nahm die Aufnahme plebiszitärer Mitwir-
kungsmöglichkeiten der Bürgerschaft unter dem



Titel der „Volksrechte“ in der Schweiz ihren Aus-
gang vom oligarchisch-demokratischen Konflikt in
den kantonalen Repräsentativsystemen des Vor-
märzes und erfaßte schließlich auch die Bundes-
verfassung. Gewiß war die plebiszitäre Öffnung
des repräsentativ-demokratischen Systems stärker
geprägt von den spezifisch schweizerischen
kommunitären Traditionen, als dies in den USA
durch die ursprüngliche Versammlungsdemokratie
des town meeting der Fall war. Doch hier wie dort
geschah der traditionsgeleitete Rückgriff auf über-
kommene plebiszitäre Praktiken unter den Bedin-
gungen des etablierten Repräsentativsystems und
unter Berufung auf das in der Verfassung doku-
mentierte moderne Prinzip der ursprünglichen
Autorität des bürgerschaftlich verfaßten Volkes,
das in der Idee der Volkssouveränität seinen dog-
matischen Ausdruck fand.

Erst unter der symbolischen Voraussetzung eines
kollektiven Verfassungsgebers konnte die Volks-
gesetzgebung legitimiert werden; umgekehrt be-
durfte es gesellschaftlich verwurzelter bürgerlicher
Interaktionsformen, damit sich die verfassungsmä-
ßig verankerten Rechte auf plebiszitäre Mitwir-
kung in der politischen Kultur mit Leben füllen
konnten. Unter ganz unterschiedlichen geschichtli-
chen Bedingungen hat das Zusammenspiel von
kommunitärer Tradition und moderner Repräsen-
tativverfassung in der Schweiz und in den USA

einen in seinen Grundzügen verfassungszentrier-
ten Typus der Bürgerkultur hervorgebracht und
das ursprüngliche repräsentativ-demokratische
System gleichsam plebiszitär unterfüttert.

Solche Entwicklungen vollzogen sich keineswegs
kampflos; sie waren begleitet von intensiven ver-
fassungspolitischen Auseinandersetzungen, die in
den USA wie in der Schweiz von Anfang an die
wohlbekannte Frage aufwarfen, ob die Logik der
Repräsentativverfassung weitere plebiszitäre
Komponenten zuließe. Im Gegenzug entfaltete
sich unter Berufung auf den Begriff der Volkssou-
veränität jene aus dem Jakobinismus bekannte
fundamentalistische Demokratiedoktrin, die dann
gegen die repräsentative Demokratie in Stellung
gebracht werden konnte und die Rückgabe der
Macht an das Volk - so der Kampfruf der amerika-
nischen Progressivisten - fordert. Aus den jeweili-
gen Stationen dieser Debatte läßt sich die Tradi-
tionsgeschichte eines ideen- und verfassungspoli-
tisch motivierten demokratietheoretischen Diskur-
ses rekonstruieren50 ).

Schon das kursorische Studium dieser Traditions-
geschichte zeigt die Wiederkehr der ewig gleichen
Argumente. Sie enthält einen sachlogisch begrenz-
ten Argumentationsbestand, aus dem sich auch die
gegenwärtige deutsche Diskussion notwendiger-
weise bedienen muß.

III. Direkte und repräsentative Demokratie

1. Das Verfassungsreferendum

Die Referendumsdemokratien in der Schweiz und
den Einzelstaaten der USA haben mit einer An-
zahl anderer repräsentativer Demokratien, unab-
hängig von ihrem konkurrenzdemokratischen oder
konsensdemokratischen Zuschnitt, ein plebiszitä-
res Element gemeinsam: das Verfassungsreferen-
dum. Es ist neben dem Territorialreferendum dort
- wie auch in der Mehrheit anderer politischer
Regimeformen - der gebräuchlichste Modus der
plebiszitären Entscheidung.

Von den historischen Anfängen des demokrati-
schen Verfassungsstaates her war das republikani-
sche Prinzip der Selbstregierung unmittelbar ver-
bunden mit dem konstitutiven Akt der Ordnungs-
gründung im Prozeß der Verfassungsgebung. Dazu
bedurfte es des neuartigen Verfassungsbegriffes
der Amerikaner - eines schriftlich niedergelegten
höheren Gesetzes, das über aller Herrschaftsge-
walt steht und den Maßstab für alle Gesetze im
Gemeinwesen bildet. Die Bedeutsamkeit der Ver-
fassung liegt in der „exklusiven Dokumentation“
der in einem theonomen Naturrecht verankerten
Ordnungsprinzipien, in der „Identifikation einer
guten Ordnung des Staates - also dessen, was für
die antike Polis die eunomia und für das mittelal-
terliche Reich die Gerechtigkeit war - mit einer
grundlegenden rechtlichen Urkunde“51 ). In der



Grundentscheidung über die Verfassung übt das
bürgerschaftlich verfaßte Volk als Repräsentant
seiner selbst seine ursprüngliche Autorität aus -
bürgerschaftlich verfaßt heißt: nicht das Volk als
Summe aller Individuen, sondern das Volk als
rechtlich verfaßte politische Körperschaft freier,
gleicher und gemeinverständiger Bürger52 ).

So stellt Stemberger zu Recht fest, daß die Legiti-
mität des Verfassungsstaates „bürgerliche Legiti-
mität“ ist. Sie fußt in Wahrheit nicht auf der Kol-
lektivperson „Volk“, sondern auf der pluralen
Bürgerschaft53 ). Und, so sollte man hinzufügen, in
der Verfassung gibt diese sich selbst einen Entwurf
des gemeinsamen „guten Lebens“ als verbindliche
Richtschnur des Handelns vor. Die Entdeckung
der Verfassung als Instrument der politischen
Selbst-Ordnung der Bürgerschaft bedingten in den
USA neuartige Formen des Entscheidungsprozes-
ses des Volkes, die für das Modell des Verfas-
sungsstaates Vorbildfunktion gewinnen sollten:
Die Institute des Verfassungskonventes und der
Popularratifikation. Dem Verfassungsreferendum,
insbesondere wenn eine Totalrevision der Verfas-
sung ansteht, kommt also eine besondere Qualität
zu.

2. Schlußfolgerungen für die
Bundesrepublik Deutschland

Welche Schlußfolgerungen lassen sich aus unseren
Überlegungen für die in der Bundesrepublik be-
gonnene Verfassungsdiskussion ziehen? Aus der
Systemlogik der repräsentativen Demokratie las-
sen sich keine zwingenden Gründe für die Einfüh-
rung des Gesetzesreferendums in Gestalt von
Volksbegehren und Volksabstimmung anführen.

Die besondere Gestalt unserer politischen Kultur
als verfassungszentrierte Staatskultur spricht eher
gegen derartige plebiszitäre Instrumente, denn es
liegt in der Natur unserer parteiendominierten,
etatistisch ausgerichteten parlamentarischen De-
mokratie, daß es bei der herrschaftsorientierten
hegemonialen Funktion des Referendums bleibt,
wie dies die vergleichende Analyse auch für die
Mehrheit der demokratischen Verfassungsstaaten
anzeigt. Unter den Bedingungen komplexer indu-
striegesellschaftlich verfaßter und repräsentativ-
demokratisch organisierter nationaler Gesellschaf-
ten funktioniert eine Volksgesetzgebung nicht als
institutionalisierte Bürgermitsprache wie das Bei-
spiel Italiens zeigt. Die entsprechenden Argumen-
te in der deutschen Diskussion sind daher auch
regelmäßig normativ-abstrakt demokratietheore-
tisch begründet und orientieren sich weniger an
konkret-empirischen Sachverhalten.

Demokratietheoretisch ist aber die Einführung
eines nationalen Referendums nicht zwingend ge-
boten. Pragmatische Gründe sprechen - wie bei-
spielsweise auch in den USA - eher gegen die
Verankerung eines solchen Instituts in einer deut-
schen Verfassung. Eine referendumsdemokratisch
durchformte politische Kultur hat sich nur in den
Sonderfällen Schweiz und vielen Einzelstaaten der
USA geschichtlich herausgebildet. Vergleichbare
Traditionen sind in der Bundesrepublik Deutsch-
land nicht wirksam geworden. Das belegt schon
die seltene Nutzung der in den Länderverfassun-
gen ausgewiesenen direkt-demokratischen Instru-
mente. Wenn also ein Ansatz zur Stärkung der
bürgerschaftlichen Komponente in der deutschen
politischen Kultur unternommen werden soll,
dann bedarf es zuerst der Belebung und Auswei-
tung des Referendums in den Bundesländern, vor
allem aber in der Kommunalpolitik. Das Verfas-
sungsreferendum hingegen ist mit jeder politischen
Kultur eines demokratischen Verfassungsstaates
vereinbar und als symbolischer Ausdruck der bür-
gerschaftlichen Legitimität im Falle einer Total-
revision der Verfassung sicher geboten.



Hanspeter Kriesi

Direkte Demokratie in der Schweiz

I. Die Institution der direkten Demokratie

Die Bundesverfassung von 1848, mit der die
Schweizerische Eidgenossenschaft in ihrer heuti-
gen Form gegründet worden ist, sah bereits ein
Initiativrecht auf Totalrevision sowie das obligato-
rische Referendum für alle übrigen Verfassungsän-
derungen vor1). Diese sind seither „Volk und Stän-
den“ zur Abstimmung vorzulegen. Zur Annahme
einer Verfassungsänderung bedarf es dabei sowohl
einer Mehrheit der Stimmbürger als auch einer
Mehrheit der Stände, d.h. der heute 26 Kantone
und Halbkantone, welche den deutschen Ländern
entsprechen. Das Kriterium der doppelten Mehr-
heit schützt einerseits die territorialen Minderhei-
ten vor der „Tyrannei der Mehrheit“. Da die ein-
zelnen Kantone erhebliche Größenunterschiede
aufweisen, besteht aber andererseits die Möglich-
keit, daß eine relativ begrenzte Minderheit den
Mehrheitswillen durchkreuzt.

1) In dieser Übersicht folge ich zum Teil der Darstellung von
Hanspeter Hertig, Volksabstimmungen, in: Ulrich Klöti
(Hrsg.), Handbuch Politisches System der Schweiz, Bd.2,
Bem 1984.
2) Ursprünglich waren dazu 30 000 Unterschriften erforder-
lich; 1977 wurde diese Zahl auf 50000 erhöht.
3) Ursprünglich waren dazu 50000 Unterschriften erforder-
lich; 1977 wurde diese Zahl verdoppelt.

Nach 1848 wurden die direktdemokratischen Ein-
richtungen auf Bundesebene kontinuierlich ausge-
baut und differenziert. In der Totalrevision der
Bundesverfassung von 1874 wurde zunächst das
fakultative Gesetzesreferendum eingeführt, mit
dem im Parlament verabschiedete Gesetze und
allgemein verbindliche Bundesbeschlüsse zur
Volksabstimmung gebracht werden können. Dazu
notwendig sind die Unterschriften von 50000
Stimmbürgern oder - eine in der bisherigen Praxis
ungenützte Möglichkeit - das Begehren von acht
Kantonen2).

1891 folgte die Einführung der Verfassungsinitiati-
ve. Diese erlaubt es 100000 Stimmbürgern, eine
partielle Verfassungsänderung zu beantragen3).
Eine Verfassungsinitiative kann entweder in der
Form einer allgemeinen Anregung oder als ausfor-
mulierter Verfassungsartikel präsentiert werden.
Die von einer Initiative beantragte Verfassungsän-
derung wird zunächst vom Parlament diskutiert.
Handelt es sich um einen ausformulierten Text und

stimmt das Parlament ihm zu, so wird er Volk und
Ständen zur Annahme oder Ablehnung vorgelegt.
Lehnt das Parlament den Vorschlag ab, so kann es
den Stimmbürgern dessen Ablehnung empfehlen
und ihnen allenfalls einen eigenen Gegenvorschlag
gegenüberstellen, zu dem sie in derselben Volks-
abstimmung Stellung nehmen müssen4).

Im Laufe des 20. Jahrhunderts kamen weitere Ele-
mente hinzu. 1921 wurde das fakultative Staatsver-
tragsreferendum eingeführt, vorerst beschränkt auf
unbefristete internationale Verträge. 1977 wurde
es erweitert auf Verträge, welche den Beitritt zu
internationalen Organisationen oder die multilate-
rale Vereinheitlichung des Rechts vorsehen. Seit
1949 gibt es schließlich ein obligatorisches Refe-
rendum für allgemeinverbindliche dringliche Bun-
desbeschlüsse, welche nicht verfassungskonform
sind. Die Einführung dieses Referendums war eine
Reaktion auf das Vollmachtenregime, das die
schweizerische Regierung in den dreißiger Jahren
während der Wirtschaftskrise geführt hatte. Nicht
verfassungskonforme dringliche Bundesbeschlüsse
müssen gemäß dieser Bestimmung ein Jahr nach
ihrem Inkrafttreten Volk und Ständen zur Abstim-
mung vorgelegt werden. Im Ablehnungsfall treten
sie außer Kraft5).

Nie verwirklicht wurde die Gesetzesinitiative auf
Bundesebene. Ein entsprechendes Postulat von
1950 sowie eine Volksinitiative von 1958 scheiter-
ten ebenso am Widerstand bürgerlicher Kreise wie
der erste diesbezügliche Vorstoß von 1872. Seit
dem Zweiten Weltkrieg erlitt eine ganze Reihe
weiterer Versuche zum Ausbau der direktdemo-
kratischen Rechte auf Bundesebene dasselbe
Schicksal: In den fünfziger und sechziger Jahren

4) Bis vor kurzem verlangte das Abstimmungsverfahren bei
Vorliegen eines Gegenvorschlags, daß die Stimmbürger sich
entweder für die Initiative oder für den Gegenvorschlag
aussprechen mußten. Ein doppeltes Ja war nicht möglich,
wohl aber ein doppeltes Nein. Dieses Abstimmungsverfah-
ren hat verschiedentlich dazu geführt, daß beide Vorlagen -
Initiative und Gegenvorschlag - abgelehnt worden sind. 1987
wurde dieses Verfahren durch eine Prozedur ersetzt, welche
ein doppeltes Ja erlaubt.
5) Mit demselben Artikel wurden die verfassungskonformen
dringlichen Bundesbeschlüsse 1949 dem fakultativen Refe-
rendum unterstellt. Dieser Artikel wurde übrigens als Folge
einer 1946 lancierten Volksinitiative angenommen.



scheiterten die durch Initiativen lancierten Forde-
rungen nach einem Referendum für Konzessionen
von Wasserkraftwerken (1956), zu Fragen der öf-
fentlichen Finanzen (1956) sowie zur atomaren
Bewaffnung (1963). Seither gab es drei weitere
erfolglose Versuche zur Ausweitung der direktde-
mokratischen Rechte: Die Ausweitung der Volks-
rechte im Nationalstraßenbau (1978) fand ebenso-
wenig eine Mehrheit wie jene in Sachen Kernener-
gie (1979) und jene betreffend Militärausgaben
(1987).

Wenn man von direktdemokratischen Institutio-
nen in der Schweiz spricht, sollte man nicht aus
den Augen verlieren, daß es diese Institutionen auf
allen drei Systemebenen gibt, auf der Ebene des
Bundes, der Kantone und der Gemeinden. Auf

der Kantonsebene sind diese Institutionen sogar
noch besser ausgebaut als auf der Bundesebene6).
So gibt es in allen Kantonen die Gesetzesinitiative,
und alle Kantone kennen auch das Finanzreferen-
dum. In 19 Kantonen sind Ausgabenbeschlüsse,
die einen bestimmten Betrag übertreffen, dem ob-
ligatorischen Referendum unterstellt. Sie müssen
dem Volk automatisch zur Abstimmung unterbrei-
tet werden. Alle übrigen Kantone kennen das fa-
kultative Finanzreferendum. In einigen Kantonen
sind auch die kantonalen Stellungnahmen im Rah-
men von Konsultationsverfahren des Bundes zu
Fragen der Kernenergie und des Straßenbaus dem
obligatorischen (oder fakultativen) Referendum
unterstellt. Schließlich besteht in den meisten Kan-
tonen auch ein Referendum zum Abschluß von
interkantonalen Verträgen.

6) Vgl. die Übersicht bei Jean-Daniel Delley/Andreas Auer,
Structures politiques des cantons, in: Raimund E. Germann/
Ernest Weibel (Hrsg.), Handbuch Politisches System der
Schweiz, Bd.3, Bern 1986; zur Situation auf Gemeinde-
ebene: Patricia Lafitte, Les institutions de dömocratie directe
en Suisse du niveau local. Lausanne: Institut des hautes
etudes en administration publique 1987.

7) Vgl. Leonhard Neidhart, Plebiszit und pluralitäre Demo-
kratie, Bem 1970.

II. Die Funktionen von Referendum und Initiative

Die Instrumente der direkten Demokratie erlau-
ben eine Öffnung des politischen Systems, vermin-
dern seine Autonomie gegenüber Einflüssen der
gesellschaftlichen Umwelt und implizieren gleich-
zeitig auch eine Einschränkung der Handlungsfä-
higkeit. Direktdemokratische Mechanismen bein-
halten einen hohen Konsensbedarf, was die politi-
schen Entscheidungsprozesse kompliziert und ver-
längert. Gleichzeitig erhöhen sie aber auch die
Integrationsfähigkeit des politischen Systems und
die Legitimität einmal getroffener Entscheidun-
gen. Volksentscheide werden in der Schweiz auch
von den jeweils unterlegenen Bevölkerungsgrup-
pen in aller Regel akzeptiert.

Es gilt aber, zwischen der Wirkungsweise des Re-
ferendums einerseits und jener der Initiative ande-
rerseits deutlich zu unterscheiden. Die beiden In-
strumente folgen zwei ganz unterschiedlichen Lo-
giken. Wenden wir uns zunächst dem historisch
älteren Referendum zu. Mit dem - obligatorischen
oder fakultativen - Referendum haben die Stimm-
bürger die Möglichkeit, am Ende eines politischen
Entscheidungsprozesses zu intervenieren. Das Re-
ferendum hat den Charakter des Vetos, es bildet
ein Sicherheitsventil, das den Stimmbürgern die
Möglichkeit gibt, die Durchsetzung eines Projekts,
das ihnen nicht paßt, zu verhindern. Das Refe-

rendum erlaubt eine sachfragenspezifische Opposi-
tion von Fall zu Fall.

Diese allgemeinen Eigenschaften des Referen-
dums haben, gemäß der bekannten Hypothese von
Neidhart7), den politischen Entscheidungsprozeß
in der Schweiz von Grund auf verändert. Neidharts
These bezieht sich in erster Linie auf das fakultati-
ve Referendum, aber in analoger Weise gilt sein
Argument auch für das obligatorische Referen-
dum. In bezug auf das fakultative Referendum
besteht immer die Möglichkeit, daß eine Interes-
sengruppe, die mit dem Ergebnis eines Gesetzge-
bungsprozesses nicht einverstanden ist, das fakul-
tative Referendum gegen das vom Parlament ver-
abschiedete Gesetz ergreift, eine Volksabstim-
mung erzwingt und damit das ganze Gesetzespro-
jekt gefährdet. Die Referendumsdrohung schwebt
also, wie das Schwert des Damokles, über dem
gesamten legislativen Prozeß. Um zu verhindern,
daß allfällige unzufriedene Interessengruppen ein
einmal geschnürtes Gesetzespaket nach Abschluß
der parlamentarischen Verhandlungen mit Hilfe
des Referendums sabotieren, hat sich, gemäß
Neidharts Argumentation, in der Schweiz die Pra-
xis herausgebildet, alle „referendumsfähigen“ Or-
ganisationen bereits in einem frühen Stadium in
den Gesetzgebungsprozeß einzubeziehen. Die ple-
biszitäre Demokratie wurde, so Neidhart, in eine
Verhandlungsdemokratie transformiert. Es sind
ausgebaute vorparlamentarische Entscheidungs-



verfahren entstanden, in die regelmäßig alle rele-
vanten Interessengruppen miteinbezogen werden.
In langwierigen Verfahren werden „referendums-
feste“ Kompromisse ausgehandelt, die dann vom
Parlament kaum noch modifiziert werden. Die Re-
ferendumsdrohung einflußreicher Verbände be-
grenzt die Handlungsfähigkeit des Parlaments, sie
impliziert eine Atmosphäre des Zweifels. Unent-
schlossenheit und selbst eine gewisse Hilflosigkeit
des Parlaments sind die Folgen8).

8) Vgl. Klaus Schumann, Das Regierungssystem der
Schweiz, Köln 1971, S. 149ff.
9) Vgl. Gerhard Lehmbruch, Proporzdemokratie. Politi-
sches System und politische Kultur in der Schweiz und Öster-
reich, Tübingen 1967; Arend Lijphart, Consociational De-
mocracy, in: World Politics, 21 (1969), S. 207-225; Peter
Katzenstein, Small States in World Markets, Ithaca, N.Y.
1985.

10) Die Schweiz entspricht dem idealtypischen Fall der Kon-
sensusdemokratie in Lijpharts Typologie demokratischer Sy-
steme (vgl. Arend Lijphart, Democracies, Patterns of Majo-
ritarian and Consensus Government in Twenty-One Count-
ries, New Haven 1984). Überraschenderweise macht er bei
der Konstruktion seines Idealtypus aber in keiner Weise
Gebrauch vom Aspekt der direkten Demokratie. Dies deutet
darauf hin, daß in der Schweiz noch eine Reihe anderer
Faktoren existieren, welche die Integrationsfähigkeit des Sy-
stems verstärken.
11) Dieser Punkt wird oft unterschätzt. So vermutet H. Her-
tig (Anm. 1), daß drei von vier lancierten Initiativen nicht
zustande kommen, weil ihre Urheber die erforderliche Zahl
von Unterschriften nicht zusammenbringen.

Schließlich blieb auch die Regierung von der sy-
stembildenden Wirkung des Referendums nicht
ausgenommen. Neidhart argumentiert, daß die
großen Parteien, die in der Lage waren, Regie-
rungsvorlagen mit Hilfe des Referendums zu Fall
zu bringen, sukzessive in die Regierung aufgenom-
men werden mußten.

Zunächst wurde die katholisch-konservative Op-
position kooptiert, nachdem sie durch den erfolg-
reichen Einsatz des fakultativen Referendums eine
ganze Reihe von freisinnigen Reformprojekten zu
Fall gebracht hatte. 1891 war es so weit: Die
Alleinherrschaft der liberalen Freisinnigen war ge-
brochen. 1919 wurde der zweite Konservative in
die siebenköpfige Regierung aufgenommen, zehn
Jahre später wurde die Bauernopposition inte-
griert. Mitten im Zweiten Weltkrieg (1943)
schließlich schafften auch die Sozialdemokraten
erstmals den Eintritt in die Regierung. Nach einer
kurzen Unterbrechung in den fünfziger Jahren
wird die Schweiz seit 1959 von einer „großen Koa-
lition“ von zwei Freisinnigen, zwei Christdemokra-
ten, zwei Sozialdemokraten und einem Vertreter
der (bürgerlichen) Volkspartei regiert.

Die Frage stellt sich, ob die beschriebene weitge-
hende Integration aller relevanten politischen
Kräfte in der Schweiz ausschließlich, wie Neidhart
dies tut, auf die Wirkungsweise des (fakultativen)
Referendums zurückgeführt werden kann. Diesbe-
zügliche Zweifel sind insofern angebracht, als sich
auf Kompromisse und Schlichtung angelegte Kon-
fliktregelungsmuster in allen kleinen Demokratien
Westeuropas ausgebildet haben. Diese Mechanis-
men sind wahlweise mit den Konzepten der Pro-
porzdemokratie, des Konsozialismus oder des
Neokorporatismus beschrieben worden9). Die

starke Integrationsfähigkeit der schweizerischen
politischen Institutionen unterscheidet sich nicht
grundsätzlich von jener der politischen Institutio-
nen Schwedens, Dänemarks, Norwegens, der Nie-
derlande, Belgiens oder Österreichs. Man kann
aber vermuten, daß die institutionellen Integra-
tionszwänge in der Schweiz aufgrund der Wir-
kungsweise des Referendums stärker sind als in
diesen ansonsten vergleichbaren Ländern10).

Im Gegensatz zum Referendum, das am Schluß
eines politischen Entscheidungsprozesses interve-
niert, bildet die Initiative dessen Ausgangspunkt.
Die Initiative erlaubt es, Impulse zu geben. Sie
ermöglicht ihren Urhebern, ein Problem auf die
politische Agenda zu setzen. Im Unterschied zur
Petition, der keinerlei Verbindlichkeit zukommt,
verpflichtet die Initiative die politische Elite dazu,
sich mit einem Problem auseinanderzusetzen.
Selbst wenn sie die Ideen der Initiative nicht ak-
zeptiert, wird sie von ihnen möglicherweise beein-
flußt. In einem Gegenvorschlag nimmt sie eventu-
ell Ideen der Initiative auf und macht vielleicht
Konzessionen, welche die Initianten unter Um-
ständen zu einem Rückzug ihrer Initiative veran-
lassen. Was aber noch wichtiger ist: Die Initiative
impliziert eine verbindliche Stellungnahme aller
Stimmbürger. Selbst wenn sie bei den Stimmbür-
gern keine Gnade finden sollte, gibt der Abstim-
mungskampf, welcher dieser Stellungnahme not-
wendigerweise vorausgeht, doch Anlaß zu einem
öffentlichen Meinungsbildungsprozeß.

Die mit der Initiative verbundene Öffnung des
Systems ist bedeutend, sollte allerdings auch nicht
überschätzt werden. Verschiedene Aspekte
schränken in der Praxis die damit verbundenen
Zugangsmöglichkeiten ein. Zunächst einmal
braucht es nicht unerhebliche Ressourcen, um die
erforderlichen 100000 Unterschriften zusammen-
zubringen11). Zweitens gilt es, einen Abstim-
mungskampf zu bestreiten, was erneut erhebliche
Ressourcen voraussetzt. Wie nachfolgend ersicht-
lich, sind die Möglichkeiten, einen derartigen Ab-



Stimmungskampf erfolgreich zu gestalten, auf Bun-
desebene relativ begrenzt.

Wie das Referendum, so hat auch das Instrument
der Initiative eine latente integrative Funktion.
Aufgrund einer detaillierten Studie der Auswir-
kungen der friedenspolitischen Initiativen auf die
schweizerische Friedensbewegung können die mit
der Initiative verbundenen integrativen Mechanis-
men genauer spezifiziert werden12). Als Folge der
durch die Verfassung geforderten „Einheit der
Materie“, derzufolge eine Initiative eine einzige,
klar umschriebene Forderung zu stellen hat, sind
die Urheber einer Initiative gezwungen, ihr Pro-
gramm auf einen einzigen Punkt zu reduzieren. In
diesem Sinne erzwingt die Initiative immer takti-
sche Konzessionen. Zweitens sind mit der Lancie-
rung einer Initiative für deren Urheber immer
Opportunitätskosten verbunden. Die Unterschrif-
tensammlung und der Abstimmungskampf binden
einen beachtlichen Teil der Ressourcen der oppo-
sitionellen Gruppe, die sich zur Lancierung ent-
schließt. Damit werden andere, in der Regel radi-
kalere Aktionen verunmöglicht. Mit anderen Wor-
ten, die Lancierung einer Initiative schränkt das
Handlungsrepertoire oppositioneller Kräfte erheb-
lich ein. Im Extremfall kann es so weit kommen,
daß die Lancierung die organisatorischen Möglich-
keiten ihrer Urheber völlig erschöpft. Ein Beispiel
dafür bildet die Jugendorganisation der Christde-
mokratischen Volkspartei (Junge CVP) des Kan-
tons Wallis, welche durch die von ihr in Gang
gebrachte Proporzinitiative zur Regierungsrats-
wahl auf kantonaler Ebene völlig überfordert wor-
den ist und sich in der Folge aufgelöst hat13).

12) Vgl. Ruedi Epple-Gass, Friedensbewegung und direkte
Demokratie in der Schweiz, Frankfurt/M. 1988.
13) Vgl. Armin Baumann, Die Proporzinitiative der Jungen
CVP im Wallis, in: Hanspeter Kriesi (Hrsg.), Bewegung in
der Schweizer Politik. Fallstudien zu politischen Mobilisie-
rungsprozessen in der Schweiz, Frankfurt/M. 1985,
S. 127-157.

Schließlich verstärkt die Lancierung einer Initiati-
ve die zentralistischen und bürokratischen Tenden-
zen in einer oppositionellen Bewegung. Da die
Ressourcen beschränkt sind, erfordert ein großes

Projekt wie eine Initiative ein erhebliches Maß an
Konzentration von Personal und finanziellen Mit-
teln, die zudem zentral zu koordinieren sind. Die
lokalen Gruppen einer sozialen Bewegung werden
so abhängig von den strategischen Entscheidungen
eines nationalen Komitees, und der Rhythmus ih-
rer Aktivitäten wird in stärkerem Maße durch die
Zentrale bestimmt.
Epple-Gass kommt zum Schluß, daß diese integra-
tiven Mechanismen die oppositionellen Bewegun-
gen in der Schweiz insgesamt schwächen. Die the-
matischen Auflagen gefährden seiner Ansicht nach
die langfristige Orientierung. Die Kanalisierung
des Protestes in institutioneilen Formen nimmt den
Bewegungen aus seiner Sicht die Möglichkeit, das
Niveau und die Dynamik der politischen Diskus-
sion zu bestimmen. Die Zentralisierung und Büro-
kratisierung schließlich schwächt, so meint er, die
Mobilisierungsfähigkeit der Bewegung und führt
zwangsläufig zur Integration ihrer Organisationen
in die konventionelle Politik. Aus seiner Sicht hat
das politische System der Schweiz gut mit den
Initiativen umzugehen gelernt: Mit dosierten Kon-
zessionen werde der in Initiativen formulierte Pro-
test aufgefangen, ja neutralisiert. Gleichzeitig, so
läßt sich hinzufügen, verhindert die Verfügbarkeit
dieses legitimen Zugangskanals bis zu einem ge-
wissen Grade, daß sich der gesellschaftliche Pro-
test auf radikalere Weise äußert.
Zusammenfassend und entsprechend verkürzt
kann man feststellen, daß das politische System
der Schweiz aufgrund seiner direktdemokratischen
Institutionen funktioniert wie ein Schwamm: Dank
seiner mit diesen Institutionen verbundenen Of-
fenheit absorbiert es alle möglichen gesellschaftli-
chen Forderungen; angesichts der damit verbunde-
nen beschränkten Effizienz ist es aber nur begrenzt
in der Lage, diese Forderungen in konkrete Ent-
scheidungen umzusetzen.

III. Die Praxis der direkten Demokratie: Anwendungshäufigkeit und Erfolg

Zwischen 1848 und 1980 hat das Parlament auf
Bundesebene 1 656 dem obligatorischen oder fa-
kultativen Referendum unterstehende Vorlagen
verabschiedet. Tabelle 1 zeigt, wie sich diese Vor-

lagen auf die beiden Typen verteilen und welchen
Erfolg sie hatten. In 144 Fällen handelte es sich
dabei um Verfassungsänderungen, die dem obliga-
torischen Referendum unterstehen. 103 (= 72 Pro-
zent) dieser Vorlagen wurden in der Volksabstim-
mung angenommen. 1512 Vorlagen waren dem
fakultativen Referendum unterstellt, von dem al-
lerdings nur in 103 Fällen (=7 Prozent) tatsächlich
Gebrauch gemacht worden ist. 45 der 103 Vorla-
gen (= 44 Prozent) blieben in der Abstimmung



siegreich. Es wäre allerdings verfehlt, angesichts
des nur punktuellen Einsatzes des fakultativen Re-
ferendums den Schluß zu ziehen, dieses sei eine
eher bedeutungslose Erscheinung. Wie zu sehen
war, entfaltet dieses Instrument seine Wirkung vor
allem indirekt, indem der gesamte politische Ent-
scheidungsprozeß auf seine Vermeidung hin ange-
legt wird. Die rein quantitative Betrachtungsweise
läßt auch außer acht, daß das fakultative Refe-
rendum verschiedentlich gegen zentrale Moderni-
sierungsprojekte ergriffen worden ist.

Ein vielzitiertes Beispiel ist der Fall der Kranken-
versicherung. Auf der Basis des 1890 angenomme-
nen Verfassungsartikels zur Einführung einer obli-
gatorischen Krankenversicherung hat das Parla-
ment neun Jahre später ohne wesentliche Opposi-
tion das entsprechende Ausführungsgesetz ange-
nommen. Gegen das Gesetz wurde dennoch das
Referendum ergriffen, und in der Volksabstim-
mung wurde das Projekt mit großer Mehrheit ver-
worfen. Gegen eine zweite, abgeschwächte Vorla-
ge, welche u. a. auf das Obligatorium der Kranken-
versicherung verzichtete, wurde erneut mit Erfolg
ein Referendum lanciert. In der Abstimmung von
1912 nahm das Volk schließlich diese abge-
schwächte Version knapp an. Gemäß Neidhart14)
waren es vor allem die großen Konflikte um die
Einführung einer Krankenversicherung, welche

14) Vgl. L. Neidhart (Anm. 7), S. 117.

15) Vgl. Hanspeter Kriesi, Entscheidungsstrukturen und
Entscheidungsprozesse in der Schweizer Politik, Frank-
furt/M. 1980; Alain-Valery Poitry, La fonction d’ordre de
l’Etat. Analyse des mecanismes et des determinants selectifs
dans le processus legislatif suisse, Bern 1989.

zur Institutionalisierung der vorparlamentarischen
Prozeduren in der Schweiz beigetragen haben.

Als Neidhart 1970 seine Studie zum fakultativen
Referendum publizierte, schien es, als ob die Insti-
tutionalisierung dieser Verfahren tatsächlich ple-
biszitäre Nachkonflikte mehr oder weniger ausge-
schaltet hätte. Die Zahl der zustandegekommenen
fakultativen Referenden war in den sechziger Jah-
ren deutlich zurückgegangen, und die betroffenen
Vorlagen waren von eher untergeordneter Bedeu-
tung. Diese Situation änderte sich aber sehr bald,
wie aus Tabelle 1 ersichtlich ist. In den siebziger
und achtziger Jahren hat die Zahl der fakultativen
Referenden auf Bundesebene wieder erheblich zu-
genommen. Zudem richteten sich die Referenden
auch gegen so zentrale Vorlagen wie das Raum-
planungsgesetz, das Berufsbildungsgesetz oder die
Revision der Rentenversicherung. Gerade bei den
wichtigsten und umstrittensten Vorhaben brachten
die ausgebauten vorparlamentarischen Entschei-
dungsverfahren seit den frühen siebziger Jahren
trotz der Drohung mit dem fakultativen Referen-
dum keine dauerhaften Kompromisse mehr zu-
stande15). Ähnliche Zunahmen der Zahl der fakul-



tativen Referenden lassen sich seit den späten
sechziger Jahren auch auf kantonaler und kommu-
naler Ebene feststellen16). Tatsächlich stellen die
Referenden auf Bundesebene nur eine Minderheit
dar: So waren über 90 Prozent der Referenden in
der Periode 1975-1989 entweder kommunaler
oder kantonaler Art.

16) Vgl. Gilbert Ganguillet, Formen der politischen Artiku-
lation, in: Hanspeter Kriesi u.a. (Hrsg.), Politische Aktivie-
rung in der Schweiz, 1945-1978, Diessenhofen 1981, S. 448.
17) Vgl. Raimund E. Germann, Politische Innovation und
Verfassungsreform, Bern 1975, S. 161 f.

18) In der zweiten Periode wurde die Kategorie der „ad-hoc-
Komitees“ leider nicht mehr separat ausgewiesen. Sie wur-
den je nach dominierender Tendenz den übrigen Kategorien
zugeteilt.

Das fakultative Referendum gilt traditionell als
bevorzugtes Instrument konservativer Kreise. Das
Referendum erlaubt ihnen, den Status quo zu ver-
teidigen und Reformprojekte, die aus ihrer Sicht
zu weit gehen, in einer Volksabstimmung zu Fall
zu bringen. Die Logik des fakultativen Referen-
dums benachteiligt dagegen die Linke17): Gelingt
es ihr, eine ihrer Ansicht nach zu schwache Re-
form mittels Volksabstimmung zu blockieren, so
hat sie noch nichts gewonnen. Der Reformprozeß
muß in diesem Fall von neuem beginnen. Die
Linke wird sich also die Lancierung eines Referen-
dums gründlich überlegen. Sie profitiert von einem
erfolgreichen Veto nur dann, wenn das vom Parla-
ment verabschiedete Projekt kaum etwas am Sta-
tus quo ändert oder wenn es gar einen Rückschritt
impliziert.

In Tabelle 2 findet sich eine Übersicht über die
Verteilung der Urheber von fakultativen Referen-
den auf den drei Ebenen des schweizerischen poli-

tischen Systems in den Perioden 1945-1978 und
1975-1989. Wie aus dieser Übersicht hervorgeht,
wurden die fakultativen Referenden in der ersten
Periode in der Tat mehrheitlich von konservativen
Kräften lanciert: Mitte-Rechts-Parteien (die gro-
ßen bürgerlichen Parteien), Rechtsaußenparteien
(Nationale Aktion, Republikaner), etablierte In-
teressenorganisationen und „ad-hoc-Komitees“
sind zusammen für mehr als zwei Drittel der Refe-
renden dieser Periode verantwortlich. Die „ad-
hoc-Komitees“ sind nicht immer dem konservati-
ven Lager zuzurechnen, aber man geht kaum fehl
in der Annahme, daß sie mehrheitlich eine konser-
vative Stoßrichtung hatten18). In der jüngsten Ver-
gangenheit hat sich die Lage allerdings geändert.
Trotz der für sie eher ungünstigen Ausgangslage
haben die linksoppositionellen Kräfte - Organisa-
tionen der neuen sozialen Bewegungen, Linkspar-
teien (u. a. Grüne) und Gewerkschaften - in dieser
Periode häufiger vom fakultativen Referendum
Gebrauch gemacht als eher konservative Organisa-
tionen. So hat es zum Beispiel auf der Bundesebe-
ne in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre zwei
Referenden der Linksopposition gegen (restrikti-
ve) Revisionen des Asylgesetzes gegeben, ein Re-
ferendum gegen die (undemokratische) Revision
der Bundesrechtspflege, ein Referendum gegen
die (umweltgefährdende) Revision des Straßenver-



kehrsgesetzes sowie ein Referendum gegen die
(rückschrittliche) Revision des Militärstrafgeset-
zes. Diese Tendenz zum intensiveren Gebrauch
des fakultativen Referendums von links läßt auf
einen zunehmenden Mangel an Reformfähigkeit
des politischen Systems der Schweiz schließen.

Hinsichtlich der Initiative geht aus Tabelle 1 her-
vor, daß die Zahl der Initiativen auf Bundesebene
in den siebziger und achtziger Jahren bisher unge-
ahnte Größenordnungen erreicht hat. Erneut läßt
sich dasselbe Phänomen einer „Initiativenflut“
auch auf kantonaler und kommunaler Ebene fest-
stellen19). Ebenso wie bei den Referenden wurden
über 90 Prozent der von 1975 bis 1989 erfaßten
Initiativen auf kantonaler oder kommunaler Ebe-
ne lanciert. Die Initiativen auf Bundesebene wur-
den nur selten in der Volksabstimmung angenom-
men (vgl. Tabelle 1). Von 1949 bis zur Annahme
der Preisüberwacherinitiative (Konsumenten-
schutz) im Jahre 1981 war keine einzige Initiative
mehr erfolgreich. Seither sind aber erneut zwei
Initiativen angenommen worden: die sogenannte
„Rothenturm“-Initiative (1987), die aus ökologi-
schen Gründen die Errichtung eines Truppen-
übungsplatzes verhinderte, sowie die Morato-
riums-Initiative (1990), die einen zehnjährigen
Baustopp im Bereich der Kernenergie durchsetzte.
Insgesamt sind nur knapp 10 Prozent aller Initiati-
ven auf Bundesebene von' den Stimmbürgern
akzeptiert worden. Der Erfolg der Initiativen läßt
sich allerdings nicht ausschließlich aufgrund ihrer
Annahmequote beurteilen. Wie Werder anhand
einer Analyse der Initiativen auf Bundesebene in
der Nachkriegsperiode gezeigt hat, entfalten
Initiativen oft indirekte Wirkungen, sei es über
einen durch sie hervorgerufenen Gegenvorschlag
der Bundesversammlung, sei es über Gesetzes-
oder Verordnungserlasse, die unter ihrem Druck
Zustandekommen20 ). Eine derartige indirekte Wir-
kung haben beispielsweise die drei Initiativen zur
schweizerischen Rentenversicherung gezeitigt,
welche alle innerhalb kurzer Zeit Ende der sechzi-
ger Jahre zustandegekommen sind. Auf Druck
dieser Initiativen wurde die Schweizer Rentenver-
sicherung zu Beginn der siebziger Jahre auf dem
Gesetzeswege großzügig ausgebaut. Zwei der In-
itiativen wurden daraufhin zurückgezogen, die
dritte, welche die weitgehendsten Forderungen
formuliert hatte, scheiterte in der Volksabstim-
mung. Schließlich sollte nicht übersehen werden,
daß Initiativen auf Kantons- und Gemeindeebene

19) Vgl. G. Ganguillet (Anm. 16), S. 449.
20) Vgl. Hans Werder, Die Bedeutung der Volksinitiative in
der Nachkriegszeit, Bern 1978.

erfolgreicher sind als auf Bundesebene. In der
Periode 1945-1978 wurde rund ein Drittel der
Initiativen auf unteren Systemebenen angenom-
men, und rund die Hälfte hatte mindestens einen
indirekten Teilerfolg, während auf Bundesebene
in dieser Periode nur eine einzige Initiative ange-
nommen worden ist und nur rund ein Drittel indi-
rekte Teilerfolge erzielte21 ).

Die Initiative war traditionell in erster Linie ein
Instrument der linken Opposition in der Schweiz.
Die Arbeiterbewegung hat mit einer Reihe von
Initiativen den Ausbau des schweizerischen Sozial-
staates betrieben. Da der Bundesstaat in der
Schweiz über keine allgemeine Kompetenz in der
Sozialgesetzgebung verfügt, verlangte jeder Aus-
bau des Sozialstaates zunächst eine Verfassungsän-
derung. Erst in einem zweiten Schritt konnte der
entsprechende Verfassungsartikel dann auf Geset-
zesebene konkretisiert werden22 ). Tabelle 2 zeigt,
daß in der jüngeren und jüngsten Vergangenheit
der Gebrauch von Initiativen von der Linksopposi-
tion (den Parteien der Linken) dominiert worden
ist. Die Organisationen der neuen sozialen Bewe-
gungen benützen die Kanäle der direkten Demo-
kratie weit weniger häufig, wenn es auch einige
sehr bekannte Beispiele von Initiativen zu Zielen
dieser Bewegungen gibt: Zu denken ist etwa an die
verschiedenen friedenspolitischen Initiativen, ins-
besondere an die Initiative zur Abschaffung der
Schweizer Armee und an die Initiativen der Anti-
kernkraftbewegung. Tabelle 2 bezieht sich auf die
Gesamtheit aller Initiativen auf den drei System-
ebenen von Bund, Kantonen und Gemeinden.
Eine nach Ebenen differenzierte Betrachtungswei-
se zeigt, daß die Linksparteien vor allem auf Kan-
tons- und Gemeindeebene dominieren, während
die neuen sozialen Bewegungen auf Bundesebene
stärker vertreten sind. Die Initiative bildet auch
ein Instrument für die Opposition am rechten
Rand des Parteienspektrums. So haben die
Rechtsaußenparteien zum Beispiel eine ganze Rei-
he von Initiativen zur Beschränkung der ausländi-
schen Wohnbevölkerung in der Schweiz lanciert.
Wie die Tabelle 2 zeigt, hat aber der Gebrauch der
Initiative von dieser Seite in letzter Zeit eher abge-
nommen.
Rund zwei Drittel der Initiativen entfallen auf nur
drei Themenbereiche: Umweltschutz/Kernener-

21) Vgl. Hanspeter Kriesi, Reaktionen und Erfolg, in: ders.
u.a. (Anm. 16), S. 566.
22) Dieser komplizierte Verfahrensmechanismus erklärt zum
Teil, weshalb der Sozialstaat in der Schweiz im Vergleich zu
anderen Ländern nur sehr langsam ausgebaut werden konn-
te; vgl. Jürg H. Sommer, Das Ringen um die soziale Sicher-
heit in der Schweiz, Diessenhofen 1978.



gie, Sozialpolitik im weiteren Sinne (vor allem
Bildungs-, Gesundheits- und Wohnungspolitik) so-
wie Aspekte politischer Institutionen (Stimm-
rechtsalter, Regierungsorganisation etc.). Bei den
fakultativen Referenden dominieren ebenfalls
Umweltschutz/Kernenergie, Sozialpolitik sowie
Finanz- und Wirtschaftspolitik. Tabelle 3 gibt eine
entsprechende Übersicht. Die Linksparteien sind
die primären Urheber von Initiativen im Bereich
der Sozialpolitik sowie in der Finanz- und Wirt-
schaftspolitik. Die Referenden in der Sozialpolitik
kommen dagegen in erster Linie von rechts, also
von bürgerlichen Parteien oder von etablierten
Interessengruppen. Damit bestätigt sich die tradi-
tionelle Dynamik der direkten Demokratie in der
Schweiz: Mit dem Initiativrecht übt die Linke
Druck auf die Sozialgesetzgebung aus, während
konservative Kreise den Ausbau des Sozialstaates
mit Hilfe von Referenden zu bremsen versuchen.

Hinzu kommt neuerdings eine zweite Konfliktach-
se, die sich vor allem auf den Bereich Umwelt-
schutz/Kernenergie bezieht. Die Referenden in
diesem Bereich werden mehrheitlich von Organi-
sationen der Umweltschutz-/Antikernkraftbewe-
gung lanciert. Die Initiativen in diesem Bereich
werden dagegen erneut von den Linksparteien do-
miniert, die für rund zwei Drittel davon verant-
wortlich zeichnen. Die Linksparteien bilden nicht
nur in der Schweiz die wichtigsten Allianzpartner
der neuen sozialen Bewegungen. Ihre Verbunden-
heit mit diesen Bewegungen manifestiert sich in
der Schweiz aber insbesondere darin, daß sie vor
allem die Anliegen der Umweltschutz- und Anti-
kernkraftbewegung mit der Lancierung von Initia-
tiven unterstützen. Wie im traditionellen Bereich
der Sozialpolitik übt somit die Linke in der

Schweiz auch im Umweltschutz mit ihren Initiati-
ven Druck auf eine fortschrittliche Gesetzgebung
aus. Im Unterschied zur traditionellen sozialpoliti-
schen Dynamik deutet sich aber eine Funktionsän-
derung des fakultativen Referendums an: Mit des-
sen Hilfe versucht nun offenbar in erster Linie die
Umweltschutzbewegung, ihr Veto gegen allzu re-
formschwache Kompromisse einzulegen.
Schließlich gilt es, die bemerkenswerte Intensivie-
rung der Benutzung der direkten Demokratie, wel-
che in der Schweiz seit den späten sechziger Jahren
stattgefunden hat, in einen breiteren Kontext zu
stellen. Zugenommen hat seither nicht nur die
Zahl der Initiativen und Referenden, sondern auch
der Umfang des unkonventionellen politischen
Protests, der sich außerhalb der formellen, direkt-
demokratischen Kanäle äußert23 ). Die Institutio-
nen der direkten Demokratie haben einen Teil der
politischen Mobilisierung, die in erster Linie von
einer ganzen Reihe neuer sozialer Bewegungen
ausgegangen ist, absorbiert, aber ein großer Teil
dieser Mobilisierung hat gleichzeitig auch außer-
halb direktdemokratischer Artikulationsformen
stattgefunden. Die Verfügbarkeit direktdemokra-
tischer Zugangskanäle hat zwar, wie Epple-Gass
vermutet, einen insgesamt mäßigenden Einfluß auf
diese Bewegungen ausgeübt24 ). Sie hat aber direk-
te Aktionen außerhalb konventioneller Kanäle
nicht vollständig verhindert.
23) Vgl. H. Kriesi u.a. (Anm. 16).
24) So erweisen sich die schweizerischen neuen sozialen Be-
wegungen im Vergleich zu jenen Frankreichs, der Niederlan-
de und auch Deutschlands insgesamt als besonders gemäßigt
in ihren Mobilisierungsstrategien; vgl. Hanspeter Kriesi/
Ruud Koopmans/Jan Willem Duyvendak/Marco Guigni,
The Political Opportunity Structure of New Social Move-
ments: Its Impact on Their Mobilization, unveröff. Ms.,
Universit de Genve, 1991.



IV. Der Abstimmungsprozeß

Die direkte Demokratie ermöglicht den Stimmbür-
gern eine zeitlich und sachlich differenziertere
Stellungnahme als der periodische Wahlakt. Damit
stellt sie gleichzeitig aber auch höhere Anforde-
rungen an das Urteilsvermögen der einzelnen
Stimmbürger. In einer detaillierten Untersuchung
der „materiellen Problemlösungskapazität“ der
Schweizer Stimmbürger kamen Gruner und Hertig
zum pessimistischen Schluß, daß den Anforderun-
gen eines informierten, sachlich motivierten Ent-
scheids im Durchschnitt aller Abstimmungen le-
diglich rund ein Fünftel der Stimmenden zu genü-
gen vermögen25 ). Eine neuere Untersuchung
stimmt diesbezüglich etwas optimistischer: Ihr zu-
folge sind je nach Vorlage zwischen zwei Fünftel
und mehr als zwei Drittel der Stimmbürger in der
Lage, einen sachlich begründeten Entscheid zu
fällen26 ).

25) Vgl. Erich Gruner/Hanspeter Hertig, Der Bürger und
die „neue Politik“, Bern 1983.
26) Vgl. Florence Passy/Pascal Sciarini/Simon Hug/Hanspe-
ter Kriesi, Analyse des votations fdrales du 1er avril 1990,
in: Vox, 39 (1990).

27) Vgl. H. Hertig (Anm. 1), S. 264.
28) Vgl. Hanspeter Hertig, Sind Abstimmungserfolge käuf-
lich? Elemente der Meinungsbildung bei eidgenössischen
Abstimmungen, in: Schweizerisches Jahrbuch für Politische
Wissenschaft, 22 (1982), S. 35-57.
29) H. Hertig (Anm. 1),S. 270.
30) Vgl. Claude Longchamp, Von den Möglichkeiten und
Grenzen des politischen Marketings zu den Herausforderun-
gen demokratischer Institutionen. Ms. für die Tagung
„Transformation oder Ende der Demokratie?“ vom
7.-9. Oktober 1990 in Balsthal.

Die Einschätzung der individuellen „materiellen
Problemlösungsfähigkeit“ hängt stark von den Kri-
terien ab, die man bezüglich Informiertheit und
sachlicher Motivation des Entscheids im Einzelfall
anlegt. Da diese Kriterien stets ein Element von
Willkür enthalten, ist eine bündige Beurteilung der
Problemlösungsfähigkeit der Bürger kaum mög-
lich. Was sich aber in beiden erwähnten Studien
übereinstimmend zeigt, ist die Abhängigkeit der
individuellen Problemlösungsfähigkeit von der
Thematik der Vorlagen. Bei Vorlagen mit einem
starken Alltagsbezug, wie etwa bei Fragen zur
Gestaltung von Institutionen (Stimmrechtsalter,
Abschaffung der Armee), bei grundsätzlichen
weltanschaulichen Fragen (Schwangerschaftsab-
bruch, „Überfremdung“) oder bei Verkehrsfragen
(„Gurtobligatorium“, Stopp des Nationalstraßen-
baus) erreicht die Problemlösungsfähigkeit
Höchstwerte. Bei komplexen wirtschaftspoliti-
schen Entscheiden dagegen sind die Stimmbürger
mehrheitlich überfordert: So waren im Februar
1978 bei der Abstimmung zum materiell komple-
xen Konjunkturartikel, der die Basis für ein
makroökonomisches Steuerungsinstrumentarium
in der Schweiz bildet, über zwei Drittel der befrag-
ten Urnengänger nicht in der Lage, dessen Inhalt
auch nur annäherungsweise zu umschreiben. Als
schlecht bekannt erwiesen sich aber beispielsweise
auch Inhalt und Ziele einer so hohe Wellen wer-
fenden Vorlage wie jener des revidierten Atomge-

setzes im Mai 1979. Hier glaubten 59 Prozent der
Ja-Stimmenden, mit dem Gesetz sei ein direktes
Mitspracherecht des Volkes beim Bau neuer
Atomanlagen verbunden, und knapp die Hälfte
der Befürworter waren der Ansicht, die Betreiber
von Kernanlagen hätten bei einem Schaden unbe-
schränkt zu haften. Beides waren zentrale Streit-
fragen im Abstimmungskampf, gerade sie aber
wurden im neuen Gesetz nicht in diesem Sinne
geregelt27 ).

Angesichts der hohen Anforderungen, die in der
direkten Demokratie an die Problemlösungskapa-
zität der Bürger gestellt werden, kommt dem Mei-
nungsbildungsprozeß im Vorfeld der Abstimmung
eine besonders wichtige Rolle zu. Die Frage stellt
sich, inwiefern sich die Abstimmungsresultate
durch gezielte Kampagnen beeinflussen lassen.
Hertig hat anhand einer inhaltsanalytischen Aus-
wertung der Abstimmungspropaganda in drei aus-
gewählten Zeitungen eine hohe Korrelation zwi-
schen Propagandadominanz und Abstimmungsre-
sultat nachgewiesen28 ). Bei 20 untersuchten Ab-
stimmungen, bei denen die zum Entscheid anste-
hende Vorlage mit einer deutlichen Werbeunter-
stützung rechnen konnte bzw. gegen eine massive
Nein-Propaganda anzukämpfen hatte, entschieden
sich die Stimmbürger in einem einzigen Fall gegen
die Empfehlung der propagandamächtigeren Sei-
te, und zwar bei der Bundesfinanzreform 1979.
Hertig interpretiert dieses Ergebnis vorsichtig als
Warnsignal, das darauf hindeutet, daß „in vielen,
wenn nicht sogar in einer Mehrheit der Fälle wohl
weniger die Qualität der Argumente als die Höhe
des Werbebudgets“29 ) für den Abstimmungssieg
ausschlaggebend ist.

Hertigs Resultat ist allerdings nicht unbestritten
geblieben. Die empirische Basis seiner Untersu-
chung ist relativ schmal - Beschränkung auf nur
drei Zeitungen, keine Berücksichtigung elektroni-
scher Medien - und die erzielten Ergebnisse erwei-
sen sich als stark abhängig von der Art der ausge-
wählten Abstimmungen30 ). Erneut ist nach Vorla-



gen zu differenzieren: Bei „einfachen“ Vorlagen
läßt sich durch Abstimmungspropaganda kaum et-
was verändern. Bei komplexeren Sachfragen, die
einen geringen Alltagsbezug aufweisen und bei
denen die Bürger keine vorgefaßten Meinungen
haben, sind die Einflußchancen dagegen relativ
groß. Als Beispiel sei hier die Kleinbauerninitiati-
ve genannt, welche dank einer professionell ge-
führten und mit enormen Geldmitteln geförderten
Kampagne beinahe erfolgreich war. Es ist zudem
wahrscheinlich, daß es mit der in der Schweiz zu
beobachtenden zunehmenden Professionalisierung
der politischen Werbung in Zukunft zu einer quali-
tativ entscheidenden Zunahme der Einflußmög-
lichkeiten kommt31 ).

31) C. Longchamp (ebd.) macht auf zwei Tendenzen in be-
zug auf Abstimmungs- und Wahlkampagnen in der Schweiz
aufmerksam: Zum einen findet eine Ablösung spontaner,
milizartiger und dezentraler Organisationsformen durch in-
stitutionalisierte professionell geführte Zentralen statt. Zum
anderen läßt sich eine Tendenz zur Ablösung organisations-
interner, persönlicher und kurzfristiger Kampagnen durch
externe, zielgruppenspezifische, mediengestützte und länger-
fristige Kampagnen feststellen.
32) Vgl. Rene Levy/Heinz Zwicky, Politische Partizipation
und neuere Aktionsformen, in: U. Klöti (Anm. 1),
S.279-309.

33) Silvio Borner/Thomas Straubhaar/Aymo Brunetti, Scha-
denfall Schweiz, in: Tages-Anzeiger Magazin, 38 (1990),
S. 17-22; s.a. Silvio Borner, Schweiz AG. Vom Schadenfall
zum Sanierungsfall, Zürich 1990.
34) Vgl. Raimund E. Germann, Pouf une Constitution „euro-
compatible", in: Cahiers de 1TDHEAP, 53 (1989); ders.,
Bundesverfassung und „Europafähigkeit“ der Schweiz, in:
ebd., 62 (1990).

Mit der oben beschriebenen Zunahme der Initiati-
ven, fakultativen und obligatorischen Referenden
hat auch die Zahl der Abstimmungstermine zuge-
nommen. So ist es nicht unüblich, daß die Schwei-
zer drei- bis viermal pro Jahr an die Urne gerufen
werden, um jeweils über ein ganzes Bündel von
nationalen, kantonalen und kommunalen Vorla-
gen abzustimmen. Mit der Zunahme der Abstim-
mungstermine ist aber die durchschnittliche Parti-
zipationsrate an Volksabstimmungen in der Nach-
kriegszeit bis 1975 kontinuierlich gesunken. Lag
die durchschnittliche Beteiligungsrate unmittelbar
nach dem Krieg noch bei rund 60 Prozent, erreich-
te sie 1975 nicht einmal mehr 40 Prozent. Seither
pendelt sie zwischen 35 und 45 Prozent hin und

her; in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre ist sie
leicht angestiegen, in der ersten Hälfte der achtzi-
ger Jahre ging sie wieder etwas zurück, um in der
zweiten Hälfte der achtziger Jahre erneut anzu-
steigen.

Für die allgemein rückläufige Entwicklung der
Teilnahme an Abstimmungen sind verschiedene,
sich zum Teil widersprechende Erklärungen gege-
ben worden. Für die einen ist sie ein Zeichen
quantitativer und qualitativer Überforderung, für
die anderen ein Indiz des Legitimitätsverlusts des
politischen Systems. Wieder andere sehen darin
gerade ein Zeichen eines grundsätzlichen System-
vertrauens. Eine bündige Interpretation dieses all-
gemeinen Trends steht noch aus. Eindeutig ist
allerdings, daß die Partizipation mit der Zunahme
der Abstimmungstermine und -vorlagen selektiver
geworden ist32 ). So variiert die Teilnahme je nach
Vorlage sehr stark. Negativrekorde wurden im
Falle von komplexen, obligatorischen Referenden
wie dem Bildungsartikel (1973) oder dem Kon-
junkturartikel (erste Version, 1975) mit einer Teil-
nahme von nur je 28 Prozent erzielt. Bei einfachen
und politisch heiß umstrittenen Initiativen wie bei
den frühen „Überfremdungsinitiativen“ kam es da-
gegen zu Spitzenbeteiligungen von 74 (1970) re-
spektive 70 Prozent (1974). Bei der Abstimmung
über die Initiative zur Abschaffung der Schweizer
Armee haben im Herbst 1989 ebenfalls fast 70 Pro-
zent der Stimmberechtigten teilgenommen.

V. Die Zukunft der direkten Demokratie in der Schweiz

Die direkte Demokratie in der Schweiz steht heute
unter einem Anpassungsdruck von außen. Im Zu-
sammenhang mit der europäischen Integration
sind die Schweizer gezwungen, die direktdemokra-
tischen Institutionen neu zu überdenken. Unter
den zahlreichen Gründen, die üblicherweise dafür
angeführt werden, daß die Schweiz der EG nicht
beitreten könne, figurieren an prominenter Stelle

ihre politischen Institutionen. Neutralität, Födera-
lismus und vor allem die direkte Demokratie sind
in jüngster Zeit zum ausschlaggebenden Argument
gegen einen Schweizer EG-Beitritt geworden. Für
den Ökonomen Silvio Borner ist die direkte Demo-
kratie beispielsweise „die Mutter oder zumindest
Hebamme fast aller Schweizer Sonderfälle, die uns
die Europaqualifikation erschweren“33 ). Um diese
Art von Hindernissen zu überwinden, fordern
Autoren wie Borner und der Politologe Raimund
E. Germann eine „eurokompatible“ Verfassung34 ).
Dabei gehen sie davon aus, daß die Neugestaltung



der politischen Institutionen in erster Linie bei der
direkten Demokratie anzusetzen hat. Die ins Auge
gefaßten Reformen beschränken sich aber nicht
darauf. Das von Germann vorgesehene Paket von
notwendigen Verfassungsänderungen umfaßt ne-
ben Anpassungen bezüglich des Referendums und
der Initiative auch eine Reorganisation des Regie-
rungssystems, eine Vereinfachung des Gesetzge-
bungsprozesses sowie den Übergang zu einer Kon-
kurrenzdemokratie .

Was das fakultative Referendum betrifft, so
schlägt Germann den Ersatz der heutigen Rege-
lung durch ein „parlamentarisches Referendum“
vor. Gemäß diesem Vorschlag hätte die Parla-
mentsmehrheit die Möglichkeit zu entscheiden, ob
eine Gesetzesvorlage dem Volk zur Abstimmung
unterbreitet werden soll oder nicht. In bezug auf
die Initiative folgen die Vorschläge Germanns je-
nen der eidgenössischen Kommission, welche in
den siebziger Jahren einen Entwurf für die Total-
revision der Bundesverfassung ausgearbeitet hat.
Die heutige Initiative wäre durch eine „Einheitsin-
itiative“ zu ersetzen. Ohne auf die Details dieses
Vorschlags einzugehen, kann festgehalten werden,
daß auch er die Stellung des Parlaments verstärken
möchte, auf Kosten der direkten Interventions-
möglichkeiten der Stimmbürger. Die Vertreter
einer „eurokompatiblen“ Verfassung streben
grundsätzlich eine Effizienzsteigerung des politi-
schen Systems der Schweiz an, die ihrer Ansicht
nach nur auf Kosten einer Einschränkung der di-
rekten Demokratie möglich ist.

Die Notwendigkeit derartiger Verfassungsände-
rungen ist allerdings nicht unbestritten. Ein Bei-
tritt der Schweiz zur EG hätte zweifellos Konse-
quenzen für die direkte Demokratie. Es käme zu
Einschränkungen ihrer Anwendungsmöglichkei-
ten. Das Prinzip des Primats des Gemeinschafts-
rechts gegenüber dem nationalen Recht hätte zur
Folge, daß der Bereich der dem obligatorischen
und fakultativen Referendum unterstellten Ent-
scheidungen eingeschränkt würde. Ebenso käme
es zu Einschränkungen hinsichtlich des Anwen-
dungsbereichs der Volksinitiative. Wenn es auch in
diesem Sinne zu einem Verlust an direkter Demo-
kratie kommen würde, so ist keineswegs gesichert,
daß die Institutionen der direkten Demokratie ein
Hindernis für den Beitritt- darstellen würden. Ab-

gesehen davon, daß ein allfälliger Beitritt Volk
und Ständen zur Abstimmung unterbreitet werden
müßte, was natürlich die Möglichkeit eines ableh-
nenden Entscheides impliziert, ist nicht a priori
einzusehen, inwiefern die Institutionen der direk-
ten Demokratie inkompatibel wären mit einer In-
tegration der Schweiz in die EG35 ). Bei einem
möglichen Beitritt blieben die politischen Rechte
in der Schweiz auf nationalem, kantonalem und
Gemeindeniveau unangetastet. Das Interesse, das
den Institutionen der direkten Demokratie der
Schweiz gegenwärtig in verschiedenen Ländern
Europas entgegengebracht wird, deutet zudem
darauf hin, daß diese Schweizer Institutionen er-
neut zu einem Exportartikel werden könnten36 ).
Dies wäre aller Wahrscheinlichkeit nach eher der
Fall, wenn sich die Schweiz ihrerseits nach Europa
hin öffnen würde.

35) In diesem Sinne argumentiert Olivier Jacot-Guillarmod,
Consquences sur la democratie suisse, d’une adhesion de la
Suisse ä la Communaute Europenne, in: Beiheft zur Zeit-
schrift für Schweizerisches Recht, (1990) 10, S. 9-79.
36) Gegen Ende des letzten Jahrhunderts wurden die Institu-
tionen der Schweizer direkten Demokratie bereits in den
USA rezipiert; vgl. Andreas Auer, Le refürendum et l’initia-
tive populaires aux Etats-Unis, Basel 1989, S. 83 ff.
37) Alfred Kölz/Jörg Paul Müller, Entwurf für eine neue
Bundesverfassung vom 14. Mai 1984, Basel 19902.

Es bleibt schließlich anzumerken, daß es nicht an
alternativen Vorschlägen für eine Neuordnung der
Schweizer Institutionen mangelt. So haben die bei-
den Staatsrechtler Kölz und Müller unlängst einen
zukunftsweisenden Entwurf für eine Totalrevision
der Bundesverfassung vorgelegt, der keinerlei Ab-
striche im Bereich der direkten Demokratie vor-
sieht, sondern Maßnahmen zum Schutze der beste-
henden direktdemokratischen Einrichtungen trifft
und in einigen Belangen gar Vorschläge zu deren
Ausbau macht37 ). So sieht ihr Entwurf u.a. die
Einführung der Gesetzesinitiative auf Bundesebe-
ne vor, sowie initiativenfreundliche Regelungen
zur Festlegung der Europakompatibilität eines In-
itiativtextes. Angesichts der uneingeschränkten
Legitimität, welche die direktdemokratischen In-
stitutionen heute in der Schweiz genießen, scheint
eine Verfassungsreform mit dieser Stoßrichtung
nicht nur demokratischer, sondern auch realisti-
scher zu sein.



Tilman Evers: Volkssouveränität im Verfahren. Zur Verfassungsdiskussion über direkte
Demokratie

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 23/91, S. 3-15

Ein Streitpunkt in der beginnenden Verfassungsdiskussion ist die Frage einer direktdemokratischen
Erweiterung des Grundgesetzes. Die Erfahrungen mit Volksbegehren und Volksentscheid in den Bundes-
ländern sowie in anderen westlichen Ländern lassen erwarten, daß die Auswirkungen auf den politischen
Alltag der (erweiterten) Bundesrepublik weniger einschneidend wären, als die einen erhoffen und die
anderen befürchten. Von einer Gefährdung des parlamentarischen Systems oder sogar der Demokratie
kann nirgends die Rede sein; die vielzitierten „Weimarer Erfahrungen“ erweisen sich hier als Legende.

Die Heftigkeit der Debatte erklärt sich vielmehr aus der Signalwirkung einer solchen plebiszitären
Verfassungserweiterung für die Zukunft der politischen Kultur in Deutschland. Gegenüber dem parteien-
staatlichen Politikbetrieb würde die bloße Möglichkeit eines direktdemokratischen Korrektivs ein Element
zusätzlicher Gewaltenteilung einführen und den Grundsatz der Volkssouveränität bekräftigen. Mit der
Öffnung gegenüber politischen Teilhaberechten der „zivilen Gesellschaft“ würde sich die gesamtdeutsche
Verfassungsentwicklung deutlich in die Tradition eines demokratisch-republikanischen Verfassungsver-
ständnisses - und nicht eines nationalstaatlich-obrigkeitlichen Denkens - stellen.

Jürgen Gebhardt: Direkt-demokratische Institutionen und repräsentative Demokratie im
Verfassungsstaat

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 23/91, S. 16-30

Ausgehend von der aktuellen deutschen Diskussion wird das Verhältnis von plebiszitären und repräsentati-
ven Elementen im Verfassungsstaat vor dem Hintergrund der Gegenüberstellung alternativer Demokratie-
modelle und ihrer jeweiligen Begründung diskutiert. Im Anschluß daran wird in einer vergleichenden
Analyse gezeigt, daß dem geschichtlichen Realtypus der repräsentativen Demokratie eine Referendumsde-
mokratie strukturfremd ist. Für die beiden anders gelagerten Fälle der Schweiz und einiger US-Einzelstaa-
ten läßt sich die Referendumsdemokratie aus ihrer speziellen Geschichte und politischen Kultur plausibel
erklären.
Dem in zahlreichen demokratischen Verfassungsstaaten verbreiteten Verfassungsreferendum kommt als
Ausdruck der ursprünglichen bürgerschaftlichen Autorität eine besondere legitimitätsstiftende Qualität im
Vergleich zu den übrigen direkt-demokratischen Instrumenten zu. Aus den vorgetragenen Überlegungen
ergeben sich Schlußfolgerungen für die anstehende Revision des Grundgesetzes: Das Instrument des
nationalen Referendums müßte zunächst auf kommunaler und auf Länderebene wiederbelebt und gegebe-
nenfalls erweitert werden. Das Verfassungsreferendum dagegen ist nicht zuletzt aufgrund der hohen
legitimitätsstiftenden Wirkung geboten und mit der politischen Kultur der Bundesrepublik auch vereinbar.



Silvano Möckli: Direkte Demokratie im Vergleich

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 23/91, S. 31-43

Ein Überblick über direktdemokratische Einrichtungen und Erfahrungen in der Schweiz, Kalifornien,
Frankreich, Italien, Dänemark, Irland, Österreich, Liechtenstein und Australien zeigt eine unterschiedliche
Ausgestaltung und Anwendung. Volksabstimmungen über Sachfragen werden meist „von oben“ durch ein
Staatsorgan ausgelöst, das Abstimmungsgegenstand, Fragestellung und den Zeitpunkt der Abstimmung
bestimmt. Nur in der Schweiz, in Kalifornien und in Liechtenstein ist eine Auslösung „von unten“ über
einen von den Stimmbürgern selbst bestimmten Gegenstand möglich; Italien kennt eine Auslösung „von
unten“ zur Aufhebung bestehender Gesetze.

Direkte Demokratie gehört in der Schweiz, in Kalifornien und in Liechtenstein zum politischen Alltag; in
den anderen Staaten stellen direktdemokratische Entscheide außergewöhnliche Ereignisse dar. Dort, wo
die direkte Demokratie am intensivsten gelebt wird, nämlich in der Schweiz und in Kalifornien, ist die
Stimmbeteiligung am niedrigsten. Seit den siebziger Jahren ist in der Schweiz und in Kalifornien eine starke
Zunahme der Zahl der eingereichten Initiativen feststellbar. Dabei werden insbesondere Umweltthemen
artikuliert.

Direktdemokratische Instrumente sind eher geeignet für politische Systeme mit einer nichtparlamentari-
schen Regierungsweise und mit einer auf Konsens ausgerichteten politischen Kultur. Insgesamt gesehen
können sie sowohl den beharrungswilligen wie auch den veränderungswilligen politischen Kräften dienen.

Hanspeter Kriesi: Direkte Demokratie in der Schweiz

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 23/91, S. 44-54

Der Beitrag skizziert zunächst die verschiedenen Institutionen der direkten Demokratie in der Schweiz.
Diese existieren nicht nur auf Bundesebene, sondern auch auf Kantons- und Gemeindeebene, wo sie noch
umfassender sind als im Bund. Danach werden die Funktionen der Institutionen der direkten Demokratie
für das politische System der Schweiz beschrieben, wobei die grundsätzlich unterschiedlichen Wirkungen
von Initiative und Referendum betont werden. Während mit dem Referendum ein Veto am Schluß eines
Entscheidungsprozesses ausgeübt werden kann, erlaubt die Initiative, ein gesellschaftliches Problem auf die
politische Agenda zu setzen. Beide Instrumente tragen auf ihre Weise zur Integrationskraft des politischen
Systems der Schweiz bei, beide haben die Funktionsweise dieses Systems stark geprägt.

In zwei Schritten wird dann die Praxis der Schweizer direkten Demokratie beschrieben. Zunächst werden
Anwendungshäufigkeit und Erfolg von Initiative und Referendum diskutiert. Während Initiativen in erster
Linie von der Linksopposition lanciert werden, erweist sich das fakultative Referendum traditionell vor
allem als Instrument für konservative Kreise, welche damit Reformen, die ihnen zu weit gehen, zu
blockieren versuchen. Anschließend werden die materielle Problemlösungsfähigkeit der Bürger, die zuneh-
mende Rolle professioneller Abstimmungspropaganda im Meinungsbildungsprozeß sowie die abnehmende
und selektiver werdende Beteiligung an Abstimmungen diskutiert. Der Beitrag schließt mit einer Diskus-
sion des Anpassungsdrucks, der heute nach Ansicht einflußreicher Schweizer Autoren im Zusammenhang
mit der Frage des Beitritts der Schweiz zur Europäischen Gemeinschaft auf die Institutionen der direkten
Demokratie ausgeübt wird.


